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Empfehlungen R-AIS-FSFJ-G
der Ausschisse

zu Punkt ... der 1067. Sitzung des Bundesrates am 10. Juli 2026

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung der Regelung iiber
arztliche ZwangsmaBnahmen im Betreuungsrecht und zur
Starkung des ultima-ratio-Gebots sowie der Selbstbestimmung
der Betroffenen

A.
Der federfiihrende Rechtsausschuss (R)
und der Gesundheitsausschuss (G)
empfehlen dem Bundesrat,

zu dem Gesetzentwurf gemél Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stel-
lung zu nehmen:

1. Zu Artikel 1 Nummer 5 —neu — (§ 1832a — neu — BGB)

Nach Artikel 1 Nummer 4 ist die folgende Nummer 5 einzufiigen:
,5. Nach § 1832 wird der folgende § 1832a eingefiigt:
»$ 1832a
Postoperative Mallnahmen

Auf postoperative MaBBnahmen, die als Folge einer gemal3 § 630d Absatz 1
und Absatz 2 zuldssigen medizinischen MaBBnahme zur Abwendung eines
gegenwartig drohenden erheblichen Schadens erforderlich sind, finden die
§§ 1831 und 1832 keine Anwendung, soweit und solange der Patient die
Notwendigkeit der Maflnahme aufgrund eines durch die medizinische MaB3-
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nahme begriindeten Delirs oder eines vergleichbaren voriibergehenden Zu-
stands nicht erkennen oder nicht nach dieser Einsicht handeln kann.*¢

Begriindung:

Der Anderungsantrag zielt darauf ab, durch den Gesetzentwurf die derzeitige
Rechtsunsicherheit hinsichtlich der Frage der Genehmigungsbediirftigkeit von
postoperativen Fixierungen zu beseitigen.

Postoperative Fixierungen werden nach einer Operation vorgenommen, um zu
verhindern, dass sich Patienten im voriibergehenden einwilligungsunfahigen
Zustand lebenswichtige Zugéinge entfernen oder aus dem Bett fallen. Um eine
Selbstgefahrdung dieser Patienten zu vermeiden, werden in der Regel die
Handgelenke der Betroffenen fixiert. Je nach AusmaB3 der Unruhe und der
Korperkraft der Patienten konnen ein Brust- oder Bauchgurt und in selten Fal-
len auch FuBBgurte zum Einsatz kommen.

Zum einen stellt sich die Frage der Genehmigungsbediirftigkeit von postopera-
tiven drztlichen Maflnahmen, insbesondere bei Fixierungen nach einer Operati-
on, mit denen verhindert werden soll, dass sich Patienten im voriibergehenden
einwilligungsunfihigen Zustand lebenswichtige Zugénge entfernen. In der ge-
richtlichen Praxis werden diese Fille unterschiedlich gehandhabt. Teilweise
werden sie als freiheitsentziechende Maflnahmen nach § 1831 Absatz4 BGB
gerichtlich genehmigt. Andere Gerichte sind der Auffassung, derartige Fixie-
rungen seien von der Einwilligung oder mutmaBlichen Einwilligung des Be-
troffenen in die Behandlung gedeckt und bediirften daher keiner richterlichen
Genehmigung (so AG Liibeck, BtPrax 2020, 38). Nach anderer Ansicht handelt
es sich bei diesen Zwangsmalinahmen nicht um freiheitsentziechende Malinah-
men nach § 1831 BGB, sondern um &rztliche Zwangsmafnahmen (so auch
Beckmann, BtPrax 2019, 190 ff.; Wedel/Kraemer, FamRZ 2020, 1525, (1526);
vergleiche auch OLG Bamberg, VersR 2012, 1440 ff.).

Dartiber hinaus ist seit der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom
24. Juli 2018 zur Fixierung im Rahmen der o6ffentlich-rechtlichen Unterbrin-
gung (2 BvR 309/15 und 2 BvR 502/16) unklar, ob die dort vorgegebenen
MaBgaben zum Richtervorbehalt und die kurze Frist von 30 Minuten auch fiir
Fixierungen, insbesondere fiir postoperative Fixierungen, gelten, die aullerhalb
jeder Unterbringung erfolgen.

In diesen Fillen, in denen der Patient nach einer Operation aufgrund eines
durch die Operation begriindeten Delirs oder eines vergleichbaren voriiberge-
henden Zustands die Notwendigkeit der Mallnahme zur Gewihrleistung des
Erfolgs der durchgefiihrten Operation nicht erkennen oder nicht nach dieser
Einsicht handeln kann und deshalb zur Abwendung eines gegenwartig drohen-
den erheblichen Schadens eine Fixierung notwendig ist, bedarf es regelméafig
weder des aufwindigen Genehmigungsverfahrens flir drztliche Zwangsmal-
nahmen nach § 1832, das zwingend die Einholung eines Sachverstindigengut-
achtens sowie die Bestellung eines Verfahrenspflegers erfordert, noch des Ge-
nehmigungsverfahrens fiir freiheitsentziechende MaBBnahmen nach § 1831 BGB.
Denn die Fixierung ist in diesen Fillen regelméBig medizinisch alternativlos.
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Ein Missbrauchspotential, das nach gerichtlicher Kontrolle verlangt, existiert
nicht: Die Betroffenen sind nach iiberstandenem Delir mit der zwangsweisen
Behandlung wihrend des Delirs einverstanden. Die Behandlung (Operation),
die das Delir ausgeldst hat, beruhte auf der Einwilligung oder mutmaBlichen
Einwilligung des zu diesem Zeitpunkt einwilligungsfahigen und iiber die Risi-
ken der Operation aufgeklirten Patienten. Die Zwangsmalinahme stellt sich re-
gelmaBig als von der Vorstellung des Patienten getragene Fortsetzung der Ope-
ration dar, soweit es sich um typische Operationsfolgen und deren Behandlung
als Folge des vorgenommenen Eingriffs handelt.

Um dem Rechnung zu tragen, sollen diese Malnahmen daher aus dem Anwen-
dungsbereich von § 1831 BGB und § 1832 BGB ausgenommen werden, wenn
diese postoperativen MaBBnahmen als Folge einer gemil3 § 630d Absatz 1 und
Absatz 2 BGB zuldssigen medizinischen MaBBnahme zur Abwendung eines ge-
genwirtig drohenden erheblichen Schadens erforderlich sind, allerdings nur
soweit und solange der Patient die Notwendigkeit der Mallnahmen aufgrund
eines durch die medizinische MaBnahme begriindeten Delirs oder eines ver-
gleichbaren vorlibergehenden Zustands nicht erkennen oder nicht nach dieser
Einsicht handeln kann. Die postoperative Ma3inahme muss also adidquat kausa-
le Folge der mit der Einwilligung beziehungsweise mutmallichen Einwilligung
des Patienten begonnenen Operation sein. Dariiber hinaus sollen fiir diese
postoperativen MaBBnahmen die Voraussetzungen der § 1831 BGB und § 1832
BGB nur keine Anwendung finden, soweit - inhaltlich - und solange - zeitlich -
der Patient aufgrund des aufgrund der Operation aufgetretenen Delirs oder ei-
nes vergleichbaren Zustands nicht in der Lage ist, die Notwendigkeit der drztli-
chen Maflnahme zu erkennen oder nach dieser Einsicht zu handeln.

2. Zu Artikel 2 Nummer 4 (§ 317 Absatz 1 Satz 2, 3 — neu —, 4 — neu — FamFG)!

Artikel 2 Nummer 4 § 317 Absatz 1 Satz 2 ist durch die folgenden Sitze zu er-
setzen:

,Das Gericht hat dem Betroffenen in Unterbringungssachen einen geeigneten
Verfahrenspfleger zu bestellen. Der Verfahrenspfleger soll so friih wie moglich
bestellt werden. In den Féllen § 312 Nummer 1, 2 und 4 kann das Gericht aus-
nahmsweise von einer Bestellung des Verfahrenspflegers absehen, solange die-
se zur Wahrnehmung der Interessen des Betroffenen nicht erforderlich ist. Be-
stellt das Gericht dem Betroffenen keinen Verfahrenspfleger, ist dies in der Ent-
scheidung, durch die eine Unterbringungsmafinahme genehmigt oder angeord-
net wird, zu begriinden.*

! Hauptempfehlung zu Ziffer 3.



Empfehlungen, 329/1/26 -4 -

Begriindung:

Mit Artikel 2 wird die frithestmogliche und obligatorische Bestellung von Ver-
fahrenspflegern eingefiihrt. Einzige Ausnahme von der obligatorischen Bestel-
lung ist, wenn der Betroffene einen Rechtsanwalt oder einen anderen Bevoll-
machtigten fiir seine Vertretung hat (vgl. § 317 Absatz 3 FamFG-E).

Der Betroffene einer UnterbringungsmafBnahme ist (wie es in der Gesetzesbe-
griindung auch heift) ,,typischerweise und ,,in der Regel zu einer ausreichen-
den Interessenwahrnehmung und — durchsetzung nicht in der Lage.

Nach der Gesetzesbegriindung ist der frithestmdgliche Zeitpunkt der Zeitpunkt
der Antragstellung des Betreuers auf Genehmigung der Maflnahme. Es ist je-
doch nicht praxistauglich, dass die Verfahrenspflegschaft bereits zu diesem
Zeitpunkt in jedem Fall angeordnet werden muss. Dem Gericht sollte es im
Einzelfall noch vor der Verfahrenspflegerbestellung moglich sein, Sachver-
haltsermittlung z.B. hinsichtlich des drztlichen Attests oder dem Vorhanden-
sein eines Rechtsanwalts zu betreiben. Insofern ist es in der Praxis geboten und
fiir den Zweck der Gesetzesdnderung ausreichend, wenn die Bestellung des
Verfahrenspflegers so friih wie mdglich erfolgen ,,s0ll*“. Dann ist die friihest-
mogliche Verfahrenspflegerbestellung im Regelfall zwingend, aber die eng be-
grenzte Abweichung bei atypischen/guten Griinden moglich.

Auch die obligatorische Verfahrenspflegschaft in Unterbringungssachen wird
den tatsdchlichen, vielfdltigen Gegebenheiten in der Rechtspraxis sowie den
individuellen Bediirfnissen des einzelnen Betroffenen — auch nach Selbstbe-
stimmung — nicht gerecht. So miisste auch bei einem offenkundig aussichtslo-
sen Antrag — etwa, weil der Betroffene wirksam in die Maflnahme einwilligt —
ein Verfahrenspfleger bestellt werden.

Ohnehin ist nicht per se davon auszugehen, dass es keine Betroffenen in Un-
terbringungssachen gibt, die ihre Rechte selbst wahrnehmen koénnen. Kann der
Betroffene seinen Anspruch auf rechtliches Gehor selbst wahrnehmen und sei-
ne Wiinsche hinreichend zur Geltung bringen, widerspriache die Bestellung des
Verfahrenspflegers seinem Interesse an Selbstbestimmung und unterliefe das
eigentliche Ziel des Gesetzentwurfs, diese zu stirken. Wenn es unter Schutzge-
sichtspunkten als ausreichend angesehen wird, dass der Betroffene von einem
Rechtsanwalt oder einem anderen Verfahrensbevollmichtigten vertreten wird,
(vgl. § 317 Absatz 3 FamFG-E) sollte es ihm auch gestattet sein, sich selbst zu
vertreten, wenn er dies wiinscht und er dazu in der Lage ist.

Der bisherige Wortlaut des § 317 Absatz 2 FamFG, der das Gericht verpflich-
tet, ein Absehen von der Bestellung des Verfahrenspflegers im Endbeschluss
zu begriinden, sollte aufrecht erhalten bleiben.
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3. Zu Artikel 2 Nummer 4 (§ 317 Absatz 1 Satz 3 — neu —, Satz 4 — neu — FamFG)?

Nach Artikel 2 Nummer 4 § 317 Absatz 1 Satz 2 sind die folgenden Sitze ein-
zufiigen:

,Das Gericht kann von der Bestellung eines Verfahrenspflegers bei freiheitsent-
ziechenden Mafnahmen nach § 312 Nummer 2 und 4 absehen, wenn dies zur
Wahrnehmung der Interessen des Betroffenen nicht erforderlich ist. Sieht das
Gericht von der Verfahrenspflegerbestellung ab, ist dies in der Entscheidung,
durch die eine freiheitsentziechende Mallnahme genehmigt oder angeordnet
wird, zu begriinden.*

Begriindung:

Der Gesetzesentwurf siecht in § 317 Absatz 1 Satz 1 FamFG-E vor, dass eine
Verfahrenspflegerbestellung nicht nur wie bisher in den Féllen der Genehmi-
gung oder Anordnung einer Zwangsmalinahme, sondern in allen Unterbrin-
gungssachen obligatorisch sein soll.

In Unterbringungssachen i.e.S. (also § 312 Ziffer 1., Ziffer 4 1. Alternative
FamFQG) ist aufgrund der Vorgaben der hochstrichterlichen Rechtsprechung
(grundlegend BGH v. 2.3.2011 -XII ZB 346/10, FamRZ 2011, S. 805 ff.
[S. 806]) bereits in der Vergangenheit ganz iiberwiegend durchgéngig ein Ver-
fahrenspfleger bestellt worden. Insofern vollzieht der Entwurf die richterrecht-
lich ausgebildeten und praktizierten Vorgaben nach.

Unterbringungssachen 1. S. d. § 312 FamFG umfassen aber auch alle unterbrin-
gungsdhnlichen Maflnahmen des § 1831 Absatz4 BGB unabhidngig von der
konkreten Eingriffsintensitat.

Mithin bediirfen auch freiheitsentziehende Malnahmen, wie z.B. die Anbrin-
gung von Bettgittern oder Therapietischen zukiinftig zwingend einer vorheri-
gen Verfahrenspflegerbestellung.

Laut der gerichtlichen Praxis diirfte aber die Verfahrenspflegerbestellung in
den sog. ,, Krankenhausfillen* (d. h. in den Féllen, in denen Bettgitter, Thera-
pietische oder Ahnliches bei Betroffenen mit Demenz oder Delir im Kranken-
haus nach einer Operation nétig wiirden) in vielen Fillen keinen Nutzen haben,
da keine erkenntnisreichen Ausfiihrungen des Verfahrenspflegers zu erwarten
seien. Das betreffe insbesondere die Situation, dass der Betroffene in einer
Aufwachsituation nach einer Operation in ein Delir gerét, oder dass ein Patient
von einer Intensiv-Beatmung entwohnt wird und sich unbewusst an die Zugén-
ge oder Trachealkaniile greift. Zum Schutz vor starkem Bluten oder Ersticken
seien hier regelmiBig kurzfristig freiheitsentziechende Maflnahmen wie Bettgit-
ter, Fixierung und sedierende Medikamente erforderlich.

Soweit der Gesetzentwurf die zwingende Verfahrenspflegerbestellung fiir alle

2 Hilfsempfehlung zu Ziffer 2.
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Unterbringungssachen damit begriindet, dass die unterbringungsdhnlichen
MafBnahmen ,,aufgrund der erheblichen Grundrechtsintensitat (vgl. Gesetzes-
begriindung Buchstabe B zu § 317) nicht anders zu bewerten seien, als die
klassische Freiheitsentziehung i. S. d. Artikel 2 Absatz 2, Artikel 104 GG, ist
darauf hinzuweisen, dass das Verfahrensrecht auch an anderer Stelle deutlich
differenziert und bei freiheitsentzichenden Mafinahmen geringere Anforderun-
gen stellt (z.B. § 321 Absatz 2 FamFG, § 331 Satz 1 Nummer 2 FamFG). Die
Verschirfung bei der Verfahrenspflegerbestellung erscheint daher auch geset-
zessystematisch widerspriichlich.

Weiterhin sind folgende, von der gerichtlichen Praxis vorgebrachte Erwagun-
gen zu berlicksichtigen:

Durch die geplante Neuregelung entstiinden Kosten ohne entsprechenden Nut-
zen fiir die Betroffenen, die diesen kaum zu vermitteln seien.

Dariiber hinaus wird eine Uberlastung von Verfahrenspflegern erwartet. Bei
beruflichen Verfahrenspflegern sei vergleichbar den beruflichen Betreuern
aufgrund des demographischen Wandels mit einem Riickgang der Anzahl der
Berufstrager bei gleichzeitig zu erwartender Steigerung der Fallzahlen auf Sei-
ten der Betreuten zu rechnen.

Ferner drohe eine Verzogerung bei Terminabstimmungen und den Stellung-
nahmen der Verfahrenspfleger.

Kann ein Beschluss erst nach Anhdrung eines Verfahrenspflegers erlassen wer-
den, wiirden Arzte und Krankenpfleger mit der Situation allein gelassen, da es
keinen Bereitschaftsdienst fiir Verfahrenspfleger gebe.

Im Ergebnis sollte daher hinsichtlich der Anordnung oder Genehmigung frei-
heitsentziechender MaBBnahmen eine Ausnahmeregelung aufgenommen werden
und das Gericht von einer Verfahrenspflegerbestellung absehen kdnnen, wenn
dies zur Wahrnehmung der Interessen des Betroffenen nicht erforderlich ist. So
konnen unnétige Kosten und unnétiger biirokratischer Aufwand vermieden
werden.

4. Zu Artikel 2 Nummer 6 Buchstabe b (§ 321 Absatz 3 Satz 1 FamFQG)

In Artikel 2 Nummer 6 Buchstabe b § 321 Absatz 3 Satz 1 ist die Angabe ,,hat
der Leiter” durch die Angabe ,,hat die oder der die drztliche ZwangsmaBBnahme
durchfiihrende Arztin oder Arzt gemeinsam mit der Leiterin oder dem Leiter
Zu ersetzen.

Begriindung:

Die ausschlieBliche Verpflichtung der Einrichtungsleiterin oder des Einrich-
tungsleiters, gegeniiber dem Betreuungsgericht eine Erklarung zu den vorhan-
denen Mitteln abzugeben, welche die erforderliche medizinische Versorgung
der betroffenen Person einschlieBlich einer erforderlichen Nachsorge sicher-
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stellen sollen, ist aus fachlicher Sicht unzulénglich. Insbesondere die oder der
die drztliche ZwangsmafBnahme aufBlerhalb des Krankenhauses durchfiihrende
und verantwortende Arztin oder Arzt muss bescheinigen, dass die medizinische
Versorgung und Nachversorgung gewdhrleistet und die bei Durchfiihrung der
arztlichen ZwangsmalBnahme einzuhaltenden Standards erfiillt sind. Somit ist
es auch zum Schutz der betroffenen Person sachgerecht, dass die Bescheini-
gung nach § 321 Absatz 3 Satz 1 FamFG-E von den beteiligten und verant-
wortlichen Akteuren gemeinsam vorgelegt werden muss.

5. Zu Artikel 2 Nummer 7a — neu — (§ 329 Absatz 1 Satz 2. Absatz 2 Satz 2. Ab-
satz 3 Satz 01 — neu —, 1 FamFG), Nummer 9 — neu — (§ 333 Absatz 2 Satz 1. 2
FamFG

Artikel 2 ist wie folgt zu dndern:
a) Nach Nummer 7 ist die folgende Nummer 7a einzufiigen:
,7a.  § 329 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe ,,sechs Wochen* durch die
Angabe ,,dre1 Monaten* ersetzt.

b)  Absatz 2 Satz 2 wird gestrichen.
c) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
aa)  Vor Satz 1 wird der folgende Satz eingefiigt:

,Bel Unterbringungen mit einer Gesamtdauer von mehr
als vier Jahren soll das Gericht keinen Sachverstindigen
bestellen, der den Betroffenen bisher behandelt oder be-
gutachtet hat oder in der Einrichtung tétig ist, in der der
Betroffene untergebracht ist.*

bb) In Satz1 wird die Angabe ,mehr als zwolf Wochen*

(143

durch die Angabe ,,mehr als sechs Monaten* ersetzt.
b) Nach Nummer 8 ist die folgende Nummer 9 einzufiigen:
9. § 333 Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz1 wird die Angabe ,,zwei Wochen* durch die Angabe
,,vier Wochen* ersetzt.

b) In Satz 2 wird die Angabe ,,sechs Wochen* durch die Angabe
,,zWOlf Wochen* ersetzt.*
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Begriindung:

Nach geltendem Recht diirfen &rztliche Zwangsmafinahmen fiir die Dauer von
hochstens sechs Wochen im Hauptsacheverfahren genehmigt bzw. angeordnet
werden, § 329 Absatz 1 Satz 2 FamFG. Im Fall der einstweiligen Anordnungen
betrdgt die maximale Frist fiir die Genehmigung einer Einwilligung in eine
arztliche ZwangsmalBnahme oder deren Anordnung sogar nur zwei Wochen,
§ 333 Absatz2 Satz 1 FamFG. Bei mehrfacher Verlingerung darf eine Ge-
samtdauer von sechs Wochen nicht iiberschritten werden, § 333 Absatz 2
Satz 2 FamFG.

Bereits jetzt stellen diese kurzen Fristen fiir alle Beteiligten des gerichtlichen
Verfahrens eine erhebliche Herausforderung dar, wenn eine Behandlung gegen
den Willen des betroffenen Menschen fiir einen lingeren Zeitraum medizinisch
erforderlich ist.

Bei Einfiihrung der §329 Absatz1 Satz2, Absatz3 und §333 Ab-
satz 2 FamFG im Jahr 2013 hat sich der Gesetzgeber hinsichtlich der Bemes-
sung der sechswochigen Frist auf die Erfahrungswerte der bis dato beobachte-
ten Praxis berufen. Im Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der betreuungs-
rechtlichen Einwilligung in eine drztliche Zwangsmalinahme der Fraktion der
CDU/CSU und FDP vom 19.11.2012 wurde die von der Dauer einer Unter-
bringung abweichende Genehmigung der Einwilligung in eine &rztliche
Zwangsmafinahme damit begriindet, dass nach Erfahrungswerten der bisheri-
gen Praxis von einer wenige Wochen andauernden Behandlungsbediirftigkeit
ausgegangen werde (BT-Drs. 17/11513, S. 8). Eine belastbare Grundlage fiir
die Annahme des ausreichenden Zeitraums ldsst sich der Begriindung aller-
dings nicht entnehmen (so Grotkopp in Bahrenfuss, FamFG, § 329 Rn. 14,
Fn 8), ebenso wenig der Beschlussempfehlung und dem Bericht des Rechtsaus-
schusses (6. Ausschuss).

In der Literatur werden die kurzen Fristen bereits seit langerem deutlich kriti-
siert. Das gilt insbesondere mit Blick auf die hohen Verfahrensanforderungen
(insbesondere im Umgang mit dem Sachverstindigengutachten), die die Ein-
haltung der Fristen zusétzlich erschweren (vgl. Gietl in: BeckOK, FamFG
§ 329 Rn. 15). So wird darauf verwiesen, dass, wenn entgegen der Annahme
im Gesetzesentwurf eine Zwangsbehandlung iiber einen ldngeren Zeitraum —
etwa ein Jahr — notwendig wird, mindestens acht Genehmigungsverfahren zur
arztlichen Zwangsbehandlung anfallen. Beriicksichtige man dabei noch, dass
tiber die jeweilige Verldngerung rechtzeitig entschieden sein muss, bevor die
Dauer der vorangegangenen Zwangsbehandlung beendet ist, diirfte die Anzahl
der gerichtlichen Genehmigungsverfahren sogar noch hdher liegen (so auch
Bienwald, FamRZ 2016, 17301f, 1731). Aber selbst bei nur ein- oder zweima-
liger Verldngerung der Genehmigung der Zwangsbehandlung muss das Gericht
rechtzeitig vor Ablauf der noch stattfindenden Zwangsbehandlung das Verfah-
ren zur Genehmigung einleiten, damit zwischen der noch stattfindenden
Zwangsbehandlung und der dann folgenden keine unvertretbare Liicke ent-
steht. Das bedeutet, dass sowohl die materiell-rechtlichen Voraussetzungen fiir
die Einwilligung durch den Betreuer geméll § 1832 BGB bzw. Beantragung
durch den Kreis/ die kreisfreie Stadt gemél § 29 PsychHG geschaffen als auch
die einzelnen Verfahrensschritte absolviert sein miissen. Dass ein derartiges
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Verfahren nicht nur erhebliche Zeit des Gerichts in Anspruch nimmt, sondern
auch fiir andere, nicht nur formal Beteiligte, einen erheblichen Aufwand zur
Folge hat, liegt auf der Hand. Hinzu kommt die Schwierigkeit, speziell in Fla-
chen- oder Grenzregionen, rechtzeitig und in geniigender Zahl Sachverstindige
zur Verfiigung zu haben, zumal § 329 Absatz 3 FamFG die Auswahl des Sach-
verstindigen nach einer Behandlungsdauer von zwolf Wochen deutlich ein-
schrankt. Das Gericht hat sich daher bei entsprechenden Anliegen, die
Zwangsbehandlung ohne Unterbrechung fortzusetzen, stindig und in kurzen
Abstinden mit der Zwangsbehandlung des Betroffenen zu beschéftigen (vgl.
Bienwald, FamRZ 2016, 1731, der darauf hinweist, dass es fiir die Diskrepanz
der Genehmigungsfristen zwischen Unterbringung und Zwangsbehandlung
keine plausible Erkldrung gibt).

Vor diesem Hintergrund sind die aktuellen gesetzlichen Hochstfristen von der
Praxis immer wieder kritisiert worden. Insbesondere erscheint die Annahme
des Gesetzgebers einer nur wenigen Wochen andauernden Behandlungsbediirf-
tigkeit nach den Erfahrungen aus der Praxis nicht (mehr) gerechtfertigt. So ist
mit Blick auf die Praxis darauf hingewiesen worden, dass, auch wenn &rztliche
Zwangsbehandlungen grundsitzlich nur zur akuten Krisenintervention einge-
setzt werden diirfen und sofort zu enden haben, wenn ein Betroffener seine
Einwilligungsfahigkeit wiedererlange, die gerichtliche Praxis in der Regel die
Sechs-Wochen-Frist voll ausschopfe und nicht selten eine Verldngerungsent-
scheidung getroffen werde oder die Behandlung pausieren miisse, um dann bei
einer weiteren Krise erneut zu beginnen (Schmidt-Recla in: Miinchener Kom-
mentar zum FamFG, § 329, Rn. 15).

In einer Entscheidung vom 31.01.2024 hat der BGH (XII ZA 37/23) deutlich
gemacht, dass er die zahlenmifig nicht begrenzten Verldngerungsentscheidun-
gen zur zwangsweisen Behandlung mit einer Erhaltungs-EKT (Elektrokonvul-
sionstherapie) fiir rechtméBig erachtet und zeigt damit, dass sich &rztliche
Zwangsmalfnahmen nicht auf Behandlungen zur akuten Krisenintervention be-
schrinken miissen. Mithin sind auch jahrelange Behandlungsdauern im
Zwangswege denkbar.

Vor diesem Hintergrund haben mehrere Landesjustizverwaltungen (neben
Schleswig-Holstein auch Bayern, Nordrhein-Westfalen und Sachsen-Anhalt)
und der Deutsche Richterbund in ihren Stellungnahmen zum Referentenent-
wurf auf die bereits bestehenden Schwierigkeiten der Einhaltung des Verfah-
rens bei den derzeit kurzen Hochstfristen hingewiesen und aufgrund der nun-
mehr weiter steigenden Verfahrensanforderungen eine Verldngerung der
Hochstfristen gefordert.

Eine solche Verldngerung liegt insbesondere auch im Interesse der Betroffe-
nen. Hohere Verfahrensanforderungen und kurze Genehmigungsdauern impli-
zieren nur eine vermeintlich hohere Sicherheit fiir die Rechte des Betroffenen.
Tatsdchlich besteht die Gefahr, dass den Entscheidern, die sich damit konfron-
tiert sehen, allen formellen Verfahrensanforderungen zu geniigen und dennoch
schnell zu entscheiden, zu wenig Zeit fiir die eigene Amtsermittlung und eine
sorgfiltige, abgewogene Entscheidung im Interesse des Betroffenen bleibt. So
kommt es in der Praxis immer wieder dazu, dass direkt anschlieBende gericht-
liche Beschliisse mangels Entscheidungsreife nicht moglich sind und die kur-
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zen Fristen somit zu Unterbrechungen innerhalb der Behandlung fiihren, die
medizinisch nachteilig fiir den Betroffenen sind. Ebenso sind die vielen und in
zeitlich kurzer Abfolge stattfindenden Begutachtungen und gerichtlichen An-
horungen des Betroffenen, bei denen immer wieder die Krankheit und ihre
Folgen mit dem Betroffenen thematisiert werden, mit hohen Belastungen des
Betroffenen verbunden.

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner bisherigen Rechtsprechung nicht
ausdriicklich zu der verfassungsrechtlich moglichen Hochstdauer gerichtlicher
Genehmigungen bzw. Anordnungen arztlicher ZwangsmalBnahmen Stellung
genommen. In einer Entscheidung vom 23.03.2011 hat es nur auf die Notwen-
digkeit einer zeitlichen Befristung und die Sicherung wiederkehrender umfas-
sender Priifung der Maflnahme hingewiesen (BVerfG, Beschluss vom
23.03.2011 - 2 BvR 882/09, NJW 2011, 2113, Rn. 66). Ebenso hat das BVerfG
in einer Entscheidung vom 7. Juli 2015 (2 BvR 1180/15) auf Mingel in einem
Verfahren der gerichtlichen Uberpriifung einer #rztlichen ZwangsmaBnahme
nach dem MaBregelvollzugsgesetz Thiiringens hingewiesen. Insbesondere kri-
tisierte es die Zustimmung des Landgerichts zu einer Verldngerung der
Zwangsbehandlung fiir die Dauer von zwei Jahren und wies darauf hin, dass
nach § 329 Absatz 1 Satz 2 FamFG nur eine Dauer von sechs Wochen zuldssig
sei. Auch unabhingig von dieser Regelung erscheine die Dauer von zwei Jah-
ren unverhiltnismaBig. Diese Entscheidung zeigt, dass das BVerfG die Sechs-
Wochen-Frist nur als verfahrensrechtliche Grenze und nicht als verfassungs-
rechtlich geboten bewertet und lediglich eine Dauer von zwei Jahren als unver-
héltnismiBig lang qualifiziert.

Vor diesem Hintergrund erscheint eine maf3volle Verlangerung der Fristen in
den § 329 Absatz 1 Satz?2 und § 333 Absatz 2 FamFG verfassungsrechtlich
moglich, und sie ist im Interesse der Beteiligten wie auch der Gerichte — auch
vor dem Hintergrund der nunmehr anstehenden Gesetzesidnderungen — drin-
gend geboten.

Die Verschiebung von Absatz 2 Satz 2 in Absatz 3 erfolgt aus systematischen
Erwagungen.

6. Der Ausschuss fiir Arbeit, Integration und Sozialpolitik
und der Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend
empfehlen dem Bundesrat,

gegen den Gesetzentwurf gemdll Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes keine
Einwendungen zu erheben.



	Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Regelung über ärztliche Zwangsmaßnahmen im Betreuungsrecht und zur Stärkung des ultima-ratio-Gebots sowie der Selbstbestimmung der Betroffenen
	A.
	1. Zu Artikel 1 Nummer 5 – neu – (§ 1832a – neu – BGB)
	2. Zu Artikel 2 Nummer 4 (§ 317 Absatz 1 Satz 2, 3 – neu –, 4 – neu – FamFG)
	3. Zu Artikel 2 Nummer 4 (§ 317 Absatz 1 Satz 3 – neu –, Satz 4 – neu – FamFG)
	4. Zu Artikel 2 Nummer 6 Buchstabe b (§ 321 Absatz 3 Satz 1 FamFG)
	5. Zu Artikel 2 Nummer 7a – neu – (§ 329 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Satz 2, Absatz 3 Satz 01 – neu –, 1 FamFG), Nummer 9 – neu – (§ 333 Absatz 2 Satz 1, 2 FamFG)

	B.
	6. Der Ausschuss für Arbeit, Integration und Sozialpolitik


